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	kommentar
von pascal unternährer

David gewinnt nicht 
immer gegen Goliath
«Die Schweiz �setzt auf die Gerichte» 
wurde getitelt, als im März 2003 die 
Bürgerlichen in Bern den neuen 
Fluglärm-Staatsvertrag mit Deutsch-
land gebodigt hatten. Die Stimmung 
damals: kämpferisch optimistisch. 
Die Deutschen setzten kurz nach 
dem Parlamentsentscheid ihre Ver-
ordnung in Kraft, die seither den 
Menschen im Osten und Süden des 
Flughafens zwei Stunden mehr Flug-
lärm in den sensiblen Nachtrandstun-
den beschert. «Eine Frechheit!» laute-
te der Tenor. So kann ein befreunde-
ter Staat, mit dem man so stark ver-
bandelt ist, doch nicht mit der 
Schweiz umgehen. Die Gerichte wer-
den uns gewiss recht geben, so die 
Meinung. Vor allem der Flughafen 
Zürich – damals noch Unique – hatte 
im Parlament stark lobbyiert. Keines-
falls dürfe man dem Vertrag zustim-
men. Die Zürcher Regierung – nicht 
unschuldig daran, dass überhaupt ein 
neuer Vertrag nötig war – hatte zuerst 
verlauten lassen, der von Moritz 
Leuenberger ausgehandelte Vertrag 
sei besser als gar keiner, bevor sie das 
Werk ebenfalls lauthals verwarf.

Und jetzt? �Das EU-Gericht ist mitt-
lerweile die dritte deutsche oder euro-
päische Instanz, die Klagen aus der 
Schweiz abgeschmettert hat. Weder 
die Eidgenossenschaft noch der Flug-
hafen noch die Swiss noch diverse 
Zürcher Gemeinden haben auch nur 
einen Teilerfolg erzielt. Der Optimis-
mus ist nun weg. Es war wohl doch 
vermessen zu glauben, dass ein EU-
Gericht dem Nicht-EU-Mitglied 
Schweiz recht gibt gegen das mäch-
tigste EU-Land Deutschland. Das 
harte Flugregime, mit dem die 
Schweiz nun seit vielen Jahren leben 
muss, wird so schnell nicht im ge-
wünschten Sinn verbessert. Deutsch-
land hat Zeit und die Schweiz in den 
anstehenden politischen Verhandlun-
gen nicht viel anzubieten. Nach dem 
Urteil sogar eher weniger als vorher. 
�� �l�pascal.unternaehrer@dienordostschweiz.ch

Mit Trommelwirbel gegen das Tiefenlager: Atomkraftgegner bereiteten den Bundesvertretern einen lauten Empfang. �Bild: Urs Jaudas

luxemburg/bern – Das EU-Ge-
richt hat gestern eine Nichtigkeitsklage 
der Schweiz gegen die einseitige Ver-
ordnung (DVO) der deutschen Regie-
rung von 2003 zurückgewiesen. Die 
DVO verbietet Flüge vom und zum 
Zürcher Flughafen über süddeutsches 
Gebiet werktags zwischen 21 und 7  Uhr 
und von 20 bis 9 Uhr an Wochenenden 

und Feiertagen. Mit dem Urteil aus 
Luxemburg können sich die Anwohner 
und Touristen im Grenzgebiet weiter-
hin ihrer Nachtruhe sicher sein. 

Die Schweiz hatte Beschwerde bei 
der EU-Kommission gegen die DVO 
eingereicht und verlangt, dass diese 
zurückgenommen werde. Die Kom-
mission billigte jedoch das Vorgehen 

Berlins. Das EU-Gericht bestätigte 
nun die seinerzeitige Kommissionsent-
scheidung. «Die Massnahmen stellen 
kein Verbot der Ausübung von Ver-
kehrsrechten dar, sondern eine blosse 
Änderung der Verkehrswege», hiess es 
zur Begründung. Die Einschränkung 
sei überdies verhältnismässig, weil mit 
den Massnahmen die Allgemeinheit 
vor Lärmbelästigung geschützt werde, 
zumal in der Nähe eines (deutschen) 
Fremdenverkehrsgebietes. 

Bundesrat Moritz Leuenberger sag-
te, er habe mit diesem Urteil gerechnet. 

Der Staatsvertrag, den er mit seinem 
deutschen Amtskollegen ausgehan-
delt hatte und der weniger drastische 
Einschränkungen beinhaltete, war im 
März 2003 im National- und Ständerat 
gescheitert. Leuenberger liess zunächst 
offen, ob er das Urteil weiterzieht. In 
der Schweiz überwog die Enttäuschung 
über das EU-Verdikt. Der Waldshuter 
Landrat forderte indes eine weitere 
Verschärfung der Verordnung. Er will 
die Nordanflüge von aktuell 96 000 auf 
80 000 reduzieren. ��(ddp/pu)

�� l���Seite 3, Kommentar 5. Spalte

Fluglärm: Schweiz unterliegt EU
Die abendlichen Ostanflüge und die morgendlichen Südanflü-
ge bleiben. Im Fluglärmstreit mit Deutschland hat die Schweiz 
vor dem EU-Gericht eine entscheidende Niederlage erlitten. 

TRÜLLIKON – Etwa vierzig Per-
sonen demonstrierten am Mittwoch-
abend in Trüllikon gegen das geplan-
te Tiefenlager für Atommüll im Wein-
land. Demonstrant Peter Weiller von 
der Organisation Klar sagte: «Wir wol-
len kein Endlager im Weinland, son-
dern den Ausstieg aus der Atomener

gie.» Die Demonstration fand anläss-
lich einer Informationsveranstaltung 
des Bundesamtes für Energie über das 
weitere Auswahlverfahren für mögli-
che Endlager statt.

Diese Veranstaltung wurde dann 
auch mehrmals gestört. Im Saal mach-
ten sich Atomkraftgegner bemerkbar, 

ein Protestredner, der die Diskussions-
runde störte, wurde von verärgerten 
Zuhörern unterbrochen. 

Das Weinland ist eines von sechs 
möglichen Tiefenlagern in der Schweiz 
für radioaktive Abfälle. Die Region 
eignet sich gemäss Experten des Bun-
des sehr gut als Endlager. ��(fim) ��l�Seite 25

Protest gegen Atomendlager im WeinlandRentner verletzt 
Polizisten schwer
biel – Nach einem Streit wegen des 
angeordneten Verkaufs seines Hauses 
hat ein Mann in Biel mehrere Schüs-
se auf Polizisten abgegeben und dabei 
einen Beamten schwer verletzt. Mit 
einem Gewehr bewaffnet hatte sich 
der 67-Jährige am Mittwoch in seinem 
Haus verbarrikadiert und kurz nach 
Mitternacht auf die Beamten geschos-
sen, als diese mit ihm verhandeln woll-
ten. Daraufhin flüchtete der Mann. 
Der Zustand des verwundeten Polizis-
ten war nach einer Notoperation sta-
bil. Schwer bewaffnete Spezialeinhei-
ten und Polizeihunde fahnden nach 
dem Flüchtigen. ��(ddp) ��� lSeite 48

Verwaltungs AG: 
Streit der Anwälte
winterthur – Der neue Anwalt 
der insolventen Verwaltungs AG, 
Matthias Schwaibold, hat den Ex-Chef 
der Immobilienfirma betrieben. Dieser 
schuldet Darlehen in Millionenhöhe. 

Schwaibold wirft seinem Vorgänger 
als Vertreter der in Konkurs gegange-
nen Firma vor, den früheren Chef extra 
geschont zu haben. Christian Modl be-
tont aber, man habe Zeit für die Rück
zahlung der Gelder gewinnen wollen. 
Er sagt: «Die neue Taktik hat bisher 
nur Anwaltskosten generiert.» Schwai-
bold kontert: Eine gerichtlich erstritte-
ne Betreibung allein bringe nie Geld. 
«Sie ist jedoch nötige Voraussetzung 
für die Vollstreckung.» ��(fmr)� � l�Seite 13

Rekurs eines Sans-
Papiers abgewiesen
zürich – Der Regierungsrat stellt 
sich hinter sein Mitglied Hans Hollen-
stein (CVP). Dieser fällte im Februar 
den Stichentscheid gegen Juan Monta-
na. Das kantonale Migrationsamt hat-
te den 18-jährigen Kolumbianer nicht 
als Härtefall beurteilt, die Härtefall-
kommission schon. Montana war als 
10-Jähriger mit seiner Mutter unter-
getaucht, um der Ausschaffung zu ent-
gehen. Sein Anwalt zieht den Fall vor 
Verwaltungsgericht. ��(sa) �� l�Seite 31

WINTERTHUR/ZÜrich – Am 
Sonntag beginnt in Winterthur zum 
dritten Mal die «Blue-Tech», die Mes-
se für effiziente Energielösungen. Der 
fünftägige Anlass ist sowohl Fachkon-
gress als auch Publikumsbasar. Gast-
referent wird unter anderem der So-
zialpsychologe und Zürcher Unipro-
fessor Heinz Gutscher sein, der weiss, 
was die Menschen zu Umweltaktionen 
in ihrem Umfeld bewegt. In der heuti-
gen Ausgabe des «Landboten» erklärt 
Gutscher, warum es die Grünen nach 
jahrelangem Kampf immer noch deut-

lich schwerer haben, die Menschen zu 
Umweltbewusstsein zu bewegen, als 
beispielsweise der frühere US-Präsi-
dentschaftskandidat Al Gore. Und war
um er auch mit einem stromhungrigen 
iPhone Energie im Alltag spart. Ge-
spannt ist man in Winterthur nach der 
Sulzer-Immobilien-Übernahme beson-
ders auch auf das Referat des neuen 
Implenia-Chefs Hanspeter Fässler.

Fürs breite Publikum sind zwei Gra-
tisfilme sowie eine Schau mit Elek
trofahrzeugen und anderem auf dem 
Neumarkt. ��(kal/mgm) ��� lSeiten 12 + 15

Al Gores Einfluss auf Winterthur
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In zehn Jahren, im Jahr 2020, wird 
das Volk voraussichtlich über die 
vom Bundesrat bestimmten Stand-
orte abstimmen. Zurzeit läuft Etap-
pe 1, in der sechs mögliche Regionen 
evaluiert werden. In dieser Phase soll 
in jeder Region eine eigene Bürger-
plattform entstehen, die zusammen 
mit Bund und Kanton die zukünftige 
Gestaltung des Standortes plant. 

Zum Schluss dieser Phase, voraus-
sichtlich Mitte 2011, entscheidet der 
Bundesrat definitiv, mit welchen der 
sechs Regionen weitergeplant wird. 

Wahrscheinlich scheint, dass danach 
vier bis sechs Regionen weiter im 
Rennen bleiben. In Etappe 2 werden 
zusammen mit den Bürgerplattfor-
men in jeder Region ein oder mehre-
re mögliche Standorte geplant. 

Etwa 2015 entscheidet sich der 
Bundesrat für je mindestens zwei 
Standorte für hochaktiven Abfall und 
zwei Standorte für mittelaktiven Ab-
fall. Diese können auch kombiniert 
werden. Die Region Weinland ist 
nebst Lägeren und Bözberg für eine 
solche Kombination vorgesehen. In 

Etappe 3 werden die letzten Modali-
täten mit den betroffenen Regionen 
ausgehandelt und per 2018 wird das 
Verfahren mit dem Gesuch der Na-
tionalen Genossenschaft für die Ent-
sorgung radioaktiver Abfälle Nagra 
für ein Lager für hochaktiven und 
eines für mittelaktiven Abfall (oder 
ein Kombi-Lager) abgeschlossen.

Das Parlament muss die Stand-
ortwahl gutheissen und höchstwahr-
scheinlich wird das Referendum er-
griffen. Wodurch am Schluss das 
Volk das letzte Wort haben wird. ��(fim)

Zum Schluss entscheidet das Volk über den Standort

2018 wird der Bundesrat 
entscheiden, ob im Weinland 
ein Lager für atomare Abfälle 
gebaut wird. Am Mittwoch  
informierte das zuständige 
Bundesamt und wurde 
lautstark empfangen.

Trüllikon – Gelbe Leibchen und 
Mützen beherrschten das Bild. Etwa 
40 Demonstranten warteten mit 
Trommeln und Protestschildern vor 
der Mehrzweckhalle. Das Bundesamt 
für Energie hatte die Bevölkerung ein-
geladen und holte sich damit auch viel 
Protest ins Haus. Das Amt selbst hielt 
sich an diesem Abend dezent zurück. 
Die Referate überliess man den Regie-
rungsvertretern vor Ort, Markus Kägi 

(SVP) für Zürich und Kaspar Schläpfer 
(FDP) für den Thurgau. Mit der Ben-
kemer Gemeindepräsidentin Verena 
Strasser kam auch eine Vertreterin der 
betroffenen Gemeinden zu Wort.

Bekenntnisse der Vertreter
Die Referenten gaben sich betont ei-
nig und erklärten den etwa 130 Zuhö-
rerinnen und Zuhörern, wieso sie das 
vom Bund skizzierte Verfahren (sie-
he Kasten unten rechts) unterstütz-
ten. Kägi wiederholte zwar die offi-
zielle Haltung der Zürcher Regierung: 
«Wir sagen Nein zu einem Tiefenlager 
im Kanton Zürich.» Auffallend häufig 

sprach Kägi aber davon, dass die Si-
cherheit oberste Priorität habe: «Wenn 
ein Standort gefunden wird, sollte dies 
der sicherste sein.»

Festlegen auf ein «Ja» oder «Nein» 
zu einem Tiefenlager wollte sich der 
Thurgauer Kollege Schläpfer nicht: 
«Wir stehen in der Verantwortung. 

Aber alle Standorte sollen mit glei-
chen Massstäben bewertet werden.» 
Sowohl Kägi, als auch Schläpfer baten 
die Zuhörer, Eingaben zu machen und 
sich am Verfahren zu beteiligen.

Wie viel diese Beteiligung, die vom 
Bund vorgesehen ist, wirklich bringt, 
konnte an diesem Abend aber nicht 
geklärt werden. Verena Strasser, Ge-
meindepräsidentin von Benken, sag-
te: «Wirksam mitreden können wir 
bei diesem Verfahren nur bedingt.» 
Dieser Feststellung wollte auch Wer-
ner Bühlmann vom Bundesamt für 
Energie nicht widersprechen. Er sag-
te: «Am Schluss braucht es einen Ent-
scheid und die Entscheidungskom-
petenz liegt beim Bund.» Aber: «Wir 
brauchen die Unterstützung des Kan-
tons und der Gemeinden.» Dass es 
ohne die Unterstützung des Kantons 
nicht geht, stellte auch Kägi fest. In 
der Diskussionsrunde sagte er: «Wir 
reden mit, das kann ich Ihnen versi-
chern. Der Kanton hat eigene Exper-
ten und wir schauen dem Bund genau 
auf die Finger.»

Gegner verlassen den Saal
Protest gegen das Verfahren kam von 
der Vereinigung «Klar», die den Aus-

stieg aus der Atomenergie fordert. Die 
organisierten Gegner marschierten vor 
Beginn der Podiumsdiskussion an den 
Teilnehmern vorbei, hielten kurz ihre 
Schilder hoch, verliessen danach den 
Saal und markierten so ihren stum-
men Protest. Vorstandsmitglied Pe-
ter Weiller blieb im Saal und meldete 

sich in der Diskussion zu Wort: «Wir 
reden hier über Verfahrensfragen, da-
bei können Sie nirgends auf der Welt 
irgendeinen Ort finden, der als Endla-
ger sicher ist.»

Weitere emotionale Momente blie-
ben nicht aus. Ein Atomkraftgegner 
aus Deutschland startete einen minu-
tenlangen Dialog. Die Behörden- und 
Regierungsvertreter standen hilflos 
am Podium und wussten nicht, wie ih-
nen geschah. Erst durch das Eingrei-

fen mehrerer Gäste im Saal gab der 
Votant das Mikrofon zurück. Eine 
Frau meldete sich zu Wort und fragte: 
«Was hier veranstaltet wird, ist reine 
Verwässerung. Ein Atomlager bedeu-
tet doch Gefahr, wieso hören wir hier 
nichts von Gefahren?» Worauf Mar-
kus Fritschi, Geschäftsleiter der Nag-
ra, antwortete: «Sie haben recht, wir 
reden hier nicht von kompostierbaren 
Abfällen.» Die atomaren Abfälle sei-
en da, sie an der Oberfläche zu halten, 
berge die grösste Gefahr.

Diverse weitere Votanten aus dem 
Publikum wollten mehr über die Si-
cherheit wissen, selten wurde die Frage 
konkret beantwortet. So fragte eine Zu-
hörerin, was denn passiere, wenn ver-
seuchtes Material in den Rhein austre-
te. Bühlmann vom Bundesamt für Ener
gie antwortete, dass es keine absolute 
Sicherheit gäbe: «Die grösste Sicherheit 
erreichen wir mit einem Tiefenlager.»

Eine Frau fragte sinngemäss, ob die 
Bevölkerung denn durch die anwe-
senden Podiumsteilnehmer vertreten 
sei. Schleierhaft schien ihr und ande-
ren Votanten, wieso die Vertreter aus 
ihrer Region ihnen das Atommülllager 
schmackhaft machen wollen. 

�� l�FLORIAN IMBACH

Vom Versuch, ein Endlager zu verkaufen

�«Wirksam  
mitreden 
können wir 
beim Verfahren 
nur bedingt»�
Verena Strasser

«Wir sagen 
Nein zu einem 

Tiefenlager  
im Kanton 

Zürich»
Markus Kägi

Lauter Protest draussen, stiller Widerstand drinnen: Das Projekt zum Tiefenlager für radioaktive Abfälle im Weinland rief Atomkraftgegner auf den Plan. �Bild: Urs Jaudas

Das geplante Tiefenlager im Weinland 
ist für hochaktive und mittelaktive Ab-
fälle ausgelegt. Direkt betroffen sind 
die sogenannten Standortgemeinden. 
Unter ihrem Gemeindegebiet wird das 
eigentliche unterirdische Lager gebaut. 
Weiter betroffen sind die Gemeinden 
im sogenannten Planungsperimeter. 
Auf ihrem Gebiet werden auf der Ober-
fläche Zugangsstollen und Bauten für 
den Transport und die Verpackung von 

radioaktivem A bfall gebaut. Zum Drit-
ten gibt es laut Bundesamt für Energie 
weitere betroffene Gemeinden. Diese 
grenzen direkt an Gemeinden im P la-
nungsperimeter an und sind beispiels-
weise wirtschaftlich eng verbunden. 
Mit T ransporten von radioaktiven Ele-
menten per Zug ist laut Bundesamt für 
Energie  bei hochaktiven A bfällen mo-
natlich und bei mittelaktiven A bfällen 
wöchentlich zu rechnen. ��(fim)

	Zürich Nord-Ost: endlager im Weinland
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